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EinTeufel prangt auf derTitelsei-
te des SVP-Extrablatts zurKlima-
politik. Es wurde am Freitag an
die Schweizer Haushalte ver-
sandt.ParteipräsidentAlbert Rös-
ti bezeichnet darin die Klimade-
batte als «schrille Panikmache».

Das Extrablatt sei ein buntes
Sammelsurium von teils in sich
nicht konsistentenArgumenten,
sagt Reto Knutti. Der ETH-Pro-
fessor hat für diese Zeitungen die
Aussagen der SVP geprüft:

WahlkampfleiterAdrian
Amstutz schreibt, heutewürden
als Folge der ungebremsten
Zuwanderung 8,6Millionen
Menschen in der Schweiz leben.
«Sie nutzen die Strassen, den
öffentlichenVerkehr und
verbrauchen grosseMengen
anWasser,Treibstoffen und
Strom.»
Mit der gefährlichen und emo-
tionalenVermischung derKlima-
frage mit der Zuwanderung will
die SVP Wut bei den Lesern
schaffen. Es ist klar, dass jeder
Mensch Ressourcen braucht,
aber für das Klima ist es erstens
egal, ob jemand in der Schweiz
CO2 ausstösst oder anderswo.
Zweitens müssen auch alle

Schweizerinnen und Schweizer
von den fossilen Rohstoffenweg-
kommen, Zuwanderung hin oder
her. Und nicht zuletzt wird der
Klimawandel die Ungleichheit
von Arm und Reich verstärken.
Entwicklungsländer sind am
stärksten betroffen –mit poten-
ziellen Folgen für die Migration.

In einem Interview sagt
Nationalrat Roger Köppel, es
gebe keinenwissenschaftlichen
Beweis, dass derMensch einen
massgeblichen Einfluss auf das
Klima habe.
In den Klimaberichten der UNO
ist zu lesen, dass derMenschmit
«extrem hoher Wahrscheinlich-
keit» der «dominante Faktor» für
die beobachtete Erwärmung ist.
RogerKöppel hingegen zitiert die
gleichen Berichtemit derAussa-
ge, der Mensch habe keinen
«massgeblichen» Einfluss auf
die Erwärmung. Die Wissen-
schaft geht Köppel zufolge davon
aus, dass 95 Prozent der CO2-
Emissionen einen natürlichen
Ursprung haben und knapp
5 Prozent vom Menschen verur-
sacht sind. Tatsächlich nimmt
eine Kartoffel durch Photosyn-
these Kohlenstoffdioxid auf,

wenn siewächst. Dann essenwir
sie und atmen das CO2 wieder
aus. Oder sie verfault auf dem
Kompost, und das CO2 ist auch
wieder in der Luft. Diese natür-
lichen CO2-Flüsse sind gross,
aber sie sind ausgeglichen. Die
Verbrennung der fossilen Roh-
stoffe ist zusätzlich, der Anstieg
von Kohlenstoffdioxid in der Luft
ist damit zu praktisch 100 Pro-
zent menschgemacht. Roger
Köppels Aussage ist schlicht
falsch, das ist eine Irreführung
des Lesers.

Nationalrat Peter Keller
schreibt,mit derAngst vor
demWeltuntergang sei schon
immer Politik gemachtworden.
Umweltschutz sei richtig, aber
«die Klimahysteriker»würden
vor allem eineswollen: den
Mittelstand abzocken.
Mit denArgumenten der angeb-
lichen Beschneidung der Freiheit

und des «Abzockens des Mittel-
standes» spielt die SVP mit der
Angst der Leser. Tatsache ist,
dasswir schon lange nicht mehr
wie im Wilden Westen leben.
Freiheit ist schön, aber sie darf
nicht auf Kosten der Freiheit und
Lebensqualität von anderen ge-
hen. Das gilt auch für die der
nächsten Generationen.Alle pro-
fitieren, wenn wir uns an ge-
meinsame Regeln halten, wie
etwa bei Bauzonen oder im
Strassenverkehr.Wir profitieren
alle von Stabilität und Investi-
tionssicherheit,wenn sich alle an
die Regeln halten müssen. Eine
Umverteilung in einigen Berei-
chen sollte völlig normal sein,
wenn sie der Gesellschaft als
Ganzes und den nächsten Gene-
rationen dient.

Wir haben in der Schweiz
schon viele ähnliche Herausfor-
derungen, wie etwa den Abfall,
die Wasserqualität und das
Ozonloch gemeistert.Wir haben
aber keine allein durch Eigenver-
antwortung oder Innovation ge-
löst. Sondern durch verbindliche
Regeln, an die sich alle halten,
von denen aber auch alle profi-
tieren. Die Welt ist nicht unter-
gegangen, weil wir die Fakten

ernst genommen und entspre-
chende Massnahmen getroffen
haben. Ohne Zweifel kosten sol-
che Projekte, aber nichts tun kos-
tet langfristig viel mehr.

In einer Box im Extrablatt wird
die Schweiz als führend im
Umweltschutz bezeichnet. Sie
sei eineVorreiterin beim
Recycling und bei den neuen
Umwelttechnologien.
Es wird suggeriert, die Schwei-
zerinnen und Schweizer seien ja
schon so vorbildlich bei Umwelt-
fragen.Umweltschutz und Recy-
cling sind sinnvoll, undwir sind
dort gut unterwegs.Aber umden
Klimawandel zu begrenzen,
müssen wir vor allem die fossi-
len Brenn- und Treibstoffe aus
Gebäuden, Verkehr und Indust-
rie eliminieren. Dort befindet
sich die Schweiz überhaupt nicht
auf Kurs. Die Schweiz ist klein,
aber sie hat pro Kopf einen gros-
sen Fussabdruck und gleichzei-
tig viel Know-how, Geld und
Technologien. Damit haben wir
auch eine Verantwortung, zur
Lösung beizutragen.

Aufgezeichnet von:
Béatrice Beyeler
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Simonetta Sommaruga soll auf
den Spuren Johann Schneider-
Ammanns wandeln. Hatte der
ehemalige FDP-Bundesrat wäh-
rend seineAmtszeitmitgeholfen,
das internationale Interesse am
dualen Bildungssystem der
Schweiz zu befeuern, soll nun die
SP-Magistratin eine helvetische
Besonderheit auf dem Feld der
Klimapolitik zum Exportschla-
germachen; so schwebt es jeden-
falls dem Wirtschaftsdachver-
band Economiesuisse vor.

Die Besonderheit existiert seit
2008 und besteht aus zwei Ele-
menten: der CO2-Lenkungsab-
gabe auf fossilen Brennstoffen
und sogenannten Zielvereinba-
rungen. Die Idee dahinter: Nicht
alle müssen diese Abgabe ent-
richten. Energieintensive Unter-
nehmen können sich davon be-
freien lassen. ImGegenzugmüs-
sen sie sich aber verpflichten,
ihren CO2-Ausstoss zu senken.
Derzeit gibt es rund 1100 solcher
Zielvereinbarungen. Die betref-
fendenUnternehmen haben 2017
mit denMassnahmen, die sie seit
2013 umsetzen, ihre Emissionen
um0,23MillionenTonnen redu-
ziert. Zur Einordnung: In der
Schweiz belief sich der gesamte
CO2-Ausstoss 2017 auf rund
47 Millionen Tonnen.

Klimaschutz, global gedacht
Economiesuisse hält das Modell
für erfolgreich. Als Beleg dient
dem Verband die Statistik. Der
Industriesektor hat – anders als
etwa derVerkehr – sein CO2-Re-
duktionsziel von minus 15 Pro-
zent bis 2020 gegenüber 1990 be-
reits erreicht. «Aus diesemGrund
und weil die Eindämmung des
Klimawandels internationale Ko-
ordination erfordert, empfehlen
wir den Export dieses Modells»,

sagt Geschäftsleitungsmitglied
Kurt Lanz. Setze sich das Modell
international durch, liessen sich
weltweit deutlichmehrCO2-Ein-
sparungen als heute erzielen.

SP-Magistratin Sommaruga
indes ist gemäss Informationen
dieser Redaktion auf die Export-
idee nicht eingegangen, als sie
unlängst Economiesuisse-Di-
rektorin Monika Rühl empfan-
gen hat.Weder derVerband noch
Sommarugas Departement, das

Uvek,wollen sich zum Inhalt des
Gesprächs äussern.

Von ungefähr dürfte Somma-
rugas Zurückhaltung nicht kom-
men. Der Gesamtbundesrat ver-
spricht sich von den Zielverein-
barungen in Zukunft nur noch
halb so viel CO2-Wirkung, weil
das Potenzial der wirtschaftli-
chen Massnahmen, das sich mit
diesem Instrument erschliessen
lasse, in der Schweizweitgehend
ausgeschöpft sei. Hinzu kommt:

Nur 20 bis 40 Prozent der Ein-
sparungen sind einer Studie des
Bundesamts für Energie zufolge
eine direkte Folge der Zielverein-
barungen. Einen Teil der Mass-
nahmen, so das Fazit, hätten die
Firmen ohnehin umgesetzt.

MehrWirkung verspricht sich
der Bundesrat deshalb von der
CO2-Abgabe, die er von heute
96 Franken proTonne aufmaxi-
mal 210 Franken anheben will;
ein Liter Heizöl würde so insge-

samt rund 50 Rappenmehr kos-
ten.DieVerteuerung, so die Idee,
soll die Unternehmen dazu brin-
gen, ihre Emissionen zu senken.

Die Einschätzung des Bun-
desrats ist umstritten. «Aus
unserer Erfahrung ist das Poten-
zial in den Unternehmen nicht
ausgeschöpft», sagt Jacqueline
Jakob, Geschäftsführerin der
Energie-Agentur derWirtschaft.
Sie stellt zudem fest, dass im
Ausland beachtliches Interesse

am Schweizer Modell bestehe:
«Wir werden immer mehr aus
anderen Ländern darauf ange-
sprochen.»

Als Scharnier zwischenWirt-
schaft und Bund unterstützt die
AgenturUnternehmen darin, die
Zielvereinbarungen zu erarbei-
ten und umzusetzen.Diesewür-
de auf diese Weise motiviert, in
innovative Technologien und
Prozesse zu investieren und so
ihren Energiebedarf kontinuier-
lich weiter zu optimieren, so
Jakob. Der Bund kontrolliert
stichprobenweise, ob die Firmen
ihrer Verpflichtung nachkom-
men.GröbereVerfehlungen sind
bis jetzt nicht bekannt geworden.

Kritik an der Offensive
Monika Rühl hat Simonetta Som-
maruga bei ihrem Besuch eine
zweite Idee beliebt zu machen
versucht: In Zukunft sollen sich
alle rund 600000Unternehmen
im Landvon derCO2-Abgabe be-
freien lassen können – und nicht
nur wie heute die energieinten-
siven rund 1100. Doch auch hier
plant der Bundesrat anderes:
Zwarwill ermit einer Justierung
am System der Zielvereinbarun-
gen den Kreis öffnen, allerdings
mit etwa 3000 bis 7000 Firmen
weit weniger stark.

Es ist kein Zufall, dass die
Wirtschaft just jetzt Druck auf-
setzt. Im Herbst behandelt der
Ständerat das neue CO2-Gesetz
für die Periode 2021 bis 2030; die
vorberatende Kommission brü-
tet seitMonaten überderVorlage,
die derNationalrat imDezember
versenkt hat. Die Offensive der
Wirtschaft kommt nicht überall
gut an. Es handle sich, heisst es
im Umfeld Sommarugas hinter
vorgehaltener Hand, um den
durchsichtigen Versuch, der ge-
planten Erhöhung der CO2-Ab-
gabe zu entgehen.

Economiesuisse läuft bei Sommaruga auf
Klima DerWirtschaftsdachverbandmöchte einen wichtigen Pfeiler der Schweizer Klimapolitik zum Exportschlager machen.
Doch Umweltministerin Simonetta Sommaruga zeigt Economiesuisse-Direktorin Monika Rühl die kalte Schulter.

Das Economiesuisse-Führungsduo Monika Rühl und Heinz Karrer macht sich für die Schweizer CO₂-Politik stark. Foto: Alexandra Wey (Keystone)

«Mr. Cyber» des Bundes
kommt von Zalando
Cyber-Sicherheit Florian Schütz
wird Delegierter des Bundes für
Cyber-Sicherheit. Der 37-Jährige
war zuletzt bei Zalando in
Deutschland. Zuvor arbeitete er
mehrere Jahre beim bundeseige-
nen Rüstungskonzern Ruag. Als
Cyber-Delegierter übernimmt
Schütz die Leitung des neu ge-
schaffenen Kompetenzzentrums
für Cyber-Sicherheit. (sda)

Dienst im Zivilschutz
soll kürzerwerden
Reform Das Parlament hat sich
amFreitag ein erstesMalmit der
Totalrevision des Zivilschutzge-
setzes befasst. Der Nationalrat
stimmte unter anderem für eine
Verkürzung derDienstpflicht im
Zivilschutz. Heute dauert die
Dienstpflicht vom 20. bis zum
40. Altersjahr. Künftig soll die
Dienstpflicht frühestensmit Be-
ginn des 19.Altersjahrs beginnen
und spätestens im 36.Altersjahr
enden. Insgesamt soll sie zwölf
Jahre dauern. Festhaltenwill der
Nationalrat dagegen an der
Schutzraumpflicht. Für jeden
Einwohner und jede Einwohne-
rin soll ein Schutzplatz bereitste-
hen. Als Nächstes geht das Ge-
schäft in den Ständerat. (sda)
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